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V

Vorwort

Die „Enzyklopädie deutscher Geschichte“ soll für die Benutzer – Fach-
historiker, Studenten, Geschichtslehrer, Vertreter benachbarter Diszi-
plinen und interessierte Laien – ein Arbeitsinstrument sein, mit dessen
Hilfe sie sich rasch und zuverlässig über den gegenwärtigen Stand un-
serer Kenntnisse und der Forschung in den verschiedenen Bereichen
der deutschen Geschichte informieren können.

Geschichte wird dabei in einem umfassenden Sinne verstanden:
Der Geschichte in der Gesellschaft, der Wirtschaft, des Staates in sei-
nen inneren und äußeren Verhältnissen wird ebenso ein großes Gewicht
beigemessen wie der Geschichte der Religion und der Kirche, der Kul-
tur, der Lebenswelten und der Mentalitäten.

Dieses umfassende Verständnis von Geschichte muß immer wie-
der Prozesse und Tendenzen einbeziehen, die säkularer Natur sind, na-
tionale und einzelstaatliche Grenzen übergreifen. Ihm entspricht eine
eher pragmatische Bestimmung des Begriffs „deutsche Geschichte“.
Sie orientiert sich sehr bewußt an der jeweiligen zeitgenössischen Auf-
fassung und Definition des Begriffs und sucht ihn von daher zugleich
von programmatischen Rückprojektionen zu entlasten, die seine Ver-
wendung in den letzten anderthalb Jahrhunderten immer wieder beglei-
teten. Was damit an Unschärfen und Problemen, vor allem hinsichtlich
des diachronen Vergleichs, verbunden ist, steht in keinem Verhältnis zu
den Schwierigkeiten, die sich bei dem Versuch einer zeitübergreifenden
Festlegung ergäben, die stets nur mehr oder weniger willkürlicher Art
sein könnte. Das heißt freilich nicht, daß der Begriff „deutsche Ge-
schichte“ unreflektiert gebraucht werden kann. Eine der Aufgaben der
einzelnen Bände ist es vielmehr, den Bereich der Darstellung auch geo-
graphisch jeweils genau zu bestimmen.

Das Gesamtwerk wird am Ende rund hundert Bände umfassen.
Sie folgen alle einem gleichen Gliederungsschema und sind mit Blick
auf die Konzeption der Reihe und die Bedürfnisse des Benutzers in ih-
rem Umfang jeweils streng begrenzt. Das zwingt vor allem im darstel-
lenden Teil, der den heutigen Stand unserer Kenntnisse auf knappstem
Raum zusammenfaßt – ihm schließen sich die Darlegung und Erörte-
rung der Forschungssituation und eine entsprechend gegliederte Aus-
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wahlbibliographie an –, zu starker Konzentration und zur Beschrän-
kung auf die zentralen Vorgänge und Entwicklungen. Besonderes Ge-
wicht ist daneben, unter Betonung des systematischen Zusammen-
hangs, auf die Abstimmung der einzelnen Bände untereinander, in
sachlicher Hinsicht, aber auch im Hinblick auf die übergreifenden Fra-
gestellungen, gelegt worden. Aus dem Gesamtwerk lassen sich so auch
immer einzelne, den jeweiligen Benutzer besonders interessierende Se-
rien zusammenstellen. Ungeachtet dessen aber bildet jeder Band eine in
sich abgeschlossene Einheit – unter der persönlichen Verantwortung
des Autors und in völliger Eigenständigkeit gegenüber den benachbar-
ten und verwandten Bänden, auch was den Zeitpunkt des Erscheinens
angeht.

Lothar Gall
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Vorworte der Verfasser

Die Forschung zur Geschichte der Bundesrepublik Deutschland hat in
den letzten zwei Jahrzehnten einen gewaltigen Aufschwung genom-
men. Bei der großen Fülle von Publikationen ist es selbst Spezialisten
kaum noch möglich, die ganze Vielfalt zu überblicken. Bestandsauf-
nahmen sind notwendig geworden, um Spreu vom Weizen zu trennen
und relevante Ergebnisse festzuhalten.

Der vorliegende Band gilt der Geschichte von Verfassung, Parla-
ment und Parteien. Er behandelt einen zentralen Bereich der inneren
Entwicklung unseres Landes, dem die Forschung besondere Aufmerk-
samkeit schenkt. Dabei zeigt sich, daß moderne Verfassungsgeschichte
nicht isoliert betrieben oder auf rechtshistorische Betrachtungen redu-
ziert werden kann. Vielmehr berücksichtigt sie soziale, mentale, wirt-
schaftliche und politische Faktoren ebenso wie die Anregungen, die sie
aus angrenzenden Disziplinen erfährt.

Der allgemeine Überblick im ersten Teil des Bandes bezieht die
sozial-liberale Ära in kursorischer Weise mit ein. Damit soll der Über-
gang zu gegenwartsnäheren Entwicklungen angedeutet werden, in de-
nen neue Aufgabenfelder für die Geschichtswissenschaft bereitliegen.
Im zweiten Teil jedoch ergibt sich eine Beschränkung auf die Nach-
kriegszeit, die Ära Adenauer und die sechziger Jahre, weil die histori-
sche Forschung bisher noch kaum über diese Zeiträume hinausreicht.

Besonders hilfreiche Kritik und nützliche Anregungen verdanke
ich meinen Kollegen, den Professoren Lothar Gall, Klaus Hildebrand
und Horst Möller, die das Projekt als Herausgeber mit großem Engage-
ment begleiteten. Dr. Adolf Dieckmann vom Oldenbourg Verlag hat
mit bewährter Präzision die Endredaktion des Manuskripts vorgenom-
men. Die Mitarbeiter meines Lehrstuhls, vor allem Dr. Georg Seiderer,
haben beim Korrekturlesen und bei der Erstellung des Literaturver-
zeichnisses und der Register äußerst kompetent unentbehrliche Hilfe
geleistet. Ihnen allen gilt mein besonderer Dank.

München, im September 1996 Adolf M. Birke
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13 Jahre nach der Publikation der Erstauflage erscheint eine ergänzte
Neuauflage. Die Ergänzungen beziehen sich auf alle drei Teile des Wer-
kes. Der enzyklopädische Überblick wurde um ein Kapitel über die Ära
Kohl erweitert, da diese inzwischen bereits Gegenstand der Forschung
ist. Im Abschnitt Grundprobleme und Tendenzen der Forschung ist die
Entwicklung seit Mitte der 1990er Jahre nachgezeichnet, dafür das bis-
herige Unterkapitel „Wiedervereinigung und Zeitgeschichte“ gestri-
chen worden, da es außenpolitische Aspekte zum Thema hatte, die in
einem eigenen Band der Reihe behandelt werden. Schließlich ist auch
noch der Quellen- und Literaturteil um über 200 Neuerscheinungen er-
weitert worden. Die Ergänzungen habe ich nach Absprache mit den
Herausgebern und Adolf M. Birke vorgenommen, der aus gesundheit-
lichen Gründen diese Aktualisierung nicht selbst vornehmen kann.
Horst Möller danke ich für die kritische Durchsicht und Gabriele Ja-
roschka für die sorgfältige Lektorierung des Manuskripts.

München, im März 2010 Udo Wengst
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I. Enzyklopädischer Überblick

A. Die Besatzungszeit

1. Die Entstehung der Länder und ihrer Verfassungen

Die Verfassungsgeschichte der Bundesrepublik Deutschland beginnt
nicht erst mit dem Grundgesetz. Ihre Ausgangslage ist schon während
der Besatzungszeit durch Entscheidungen der alliierten Sieger und
durch innerdeutsche Weichenstellungen in den Kommunen, Ländern
und Parteien geprägt worden. Bereits im Jahre 1944 hatten sich die
USA und Großbritannien mit der Sowjetunion im Rahmen der Europäi-
schen Beratenden Kommission in London darauf geeinigt, das deutsche
Staatsgebiet in Besatzungszonen aufzuteilen, einen alliierten Kontroll-
rat einzusetzen und die Hauptstadt Berlin gemeinsam zu verwalten.
Nach der bedingungslosen Kapitulation übernahmen sie mit der „Er-
klärung in Anbetracht der Niederlage Deutschlands“ vom 5. Juni 1945
zusammen mit Frankreich die Oberhoheit (supreme authority) auf allen
Ebenen der Regierung und Verwaltung bis hin zu den Ländern, Städten
und Gemeinden.

Ursprüngliche Pläne, Deutschland in mehrere Staaten zu zerglie-
dern (dismemberment), sind im Frühjahr 1945 aufgegeben worden.
Hingegen gehörte die Abtrennung deutscher Gebiete (truncation) auch
weiterhin zu den Kriegszielen der Alliierten. Lediglich der Umfang der
Abtrennung und die Art der Zwangsumsiedlung (transfer of popula-
tion) waren zwischen den Westmächten und der Sowjetunion umstrit-
ten geblieben. Auf der Potsdamer Konferenz wurde Deutschland zwar
in den Grenzen von 1937, also in jenem Umfang definiert, den es vor
dem „Anschluß“ Österreichs besessen hatte. Die Gebiete jenseits der
Oder/westliche Neiße aber verblieben, vorbehaltlich der endgültigen
Regelung durch einen Friedensvertrag, unter polnischer bzw. sowjeti-
scher Verwaltung. Schließlich scheiterte der Vorsatz, das um die Ostge-

Oberste Gewalt der
Alliierten

Teilung und Abtren-
nung der Gebiete
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biete verkleinerte Deutschland als politische und wirtschaftliche Ein-
heit zu behandeln, an der Entzweiung der Siegermächte im beginnen-
den Ost-West-Konflikt und der daraus resultierenden Unfähigkeit des
Kontrollrats, eine gemeinsame Politik zu entwickeln.

Dieser Umstand begünstigte den Eigenweg der einzelnen Besat-
zungszonen, in denen die jeweiligen Oberbefehlshaber allein zuständig
waren. Anders als die Sowjetunion verfügten die Westmächte über kein
klar umrissenes Besatzungskonzept. Ihre Absicht, Deutschland zu be-
strafen und gleichzeitig demokratisch zu erneuern, stieß in der Praxis
auf erhebliche Schwierigkeiten. Den Militärbehörden vor Ort fiel die
Aufgabe zu, erste Säuberungsmaßnahmen durchzuführen und für die
Reaktivierung der örtlichen und regionalen Verwaltungen zu sorgen.
Nationalsozialistische Amtsträger wurden ihrer Posten enthoben und
durch unbelastete Persönlichkeiten ersetzt, die nicht selten bereits wäh-
rend der Weimarer Zeit kommunalpolitische Verantwortung getragen
hatten. Der Staat fing zunächst auf der Kreisebene, beim Landrat an,
der anfangs ebenso wie die Bürgermeister der Städte und Gemeinden
völlig von der Befehlsgewalt der örtlichen Militärbehörden abhängig
blieb. Der Rückgriff auf die vorhandenen Strukturen der kommunalen
Selbstverwaltung führte dazu, daß die traditionelle Vielfalt der deut-
schen Kommunalverfassungen, wie sie für den Rechtszustand vor der
Deutschen Gemeindeordnung von 1935 charakteristisch war, wieder
auflebte. Die Kommunalwahlen des Jahres 1946 waren der erste Schritt
zur politischen Selbstbestimmung. Aus der reinen Auftragsverwaltung
der Kommunen entstanden bereits damals demokratisch legitimierte
Organe der lokalen Selbstverwaltung, die von deutschen Repräsentan-
ten, wenn auch noch immer unter der Aufsicht der Militärregierungen,
geleitet wurden.

Die nächste Stufe der verfassungspolitischen Neuordnung trat mit
der Gründung von Ländern ein. Unabhängig voneinander begannen die
Siegermächte 1945–47 damit, ihre Besatzungszonen, die die traditio-
nellen Länder Deutschlands zerschnitten, intern neu zu strukturieren.
Obwohl die Neugliederung der Länder in den Westzonen zunächst als
provisorisch und revisionsbedürftig galt, hat sie doch eine erstaunliche
Lebensfähigkeit bewiesen. Sie blieb als föderales Grundmuster für die
Bundesrepublik Deutschland erhalten. Sie ist später nur durch den Zu-
sammenschluß Baden-Württembergs (1952), durch die Angliederung
des Saargebiets (1957) und schließlich im Zuge der Wiedervereinigung
durch den Beitritt der neuen Bundesländer (1990) modifiziert worden.

Die Neugründung der Länder hat nicht nur die spätere föderative,
sondern auch die verfassungsmäßige Ordnung der Bundesrepublik vor-

Reaktivierung der
kommunalen

Selbstverwaltung

Gründung der
Länder

Verfassunggebung
in den Ländern
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geprägt. Das Grundgesetz ist durch den Filter der Länderverfassungen
gegangen. Seinen Anfang nahm der Prozeß der Verfassunggebung, der
allerdings in der Öffentlichkeit nur wenig Beachtung fand, in den Län-
dern der amerikanischen Besatzungszone. Dort wurde auf Anweisung
der Militärregierung bereits im Frühjahr 1946 damit begonnen, Verfas-
sungsberatungen in Ausschüssen und gewählten Versammlungen auf-
zunehmen. Ende 1946 fand, zusammen mit den ersten Landtagswahlen,
eine Volksabstimmung über die Länderverfassungen statt. Das Vorge-
hen in der amerikanischen Zone wirkte sich auch auf die Verfassungge-
bung in den übrigen westdeutschen Ländern aus. Schon im Sommer
1946 folgten die Beratungen in der französischen Besatzungszone.
Nach langwierigen Debatten in Kommissionen und Ausschüssen ver-
abschiedeten die Landesparlamente Verfassungsentwürfe, die im Früh-
jahr 1947 auch hier (mit Ausnahme des Saarlands) durch Volksabstim-
mung angenommen wurden. Hingegen konnten die Landesverfassun-
gen in der britischen Zone erst nach Inkrafttreten des Grundgesetzes
verabschiedet werden. Die skeptische Haltung der Militärregierung hat
ebenso wie die Schwierigkeiten bei der Neugliederung der Länder zu
den Verzögerungen beigetragen. Während Schleswig-Holstein, Ham-
burg und Niedersachsen wenigstens über Organisationsstatute verfüg-
ten, mußte Nordrhein-Westfalen am längsten ohne eine eigentliche Ver-
fassung auskommen. Die dortigen Versuche, ein Landesgrundgesetz zu
verabschieden, sind schließlich durch die Gründung des Weststaats
überholt worden. Dies war nicht nur ein Nachteil, vielmehr wurde es
dadurch möglich, die Verfassung Nordrhein-Westfalens auf das Grund-
gesetz abzustimmen.

Die Konstitutionen der Länder sind keineswegs einheitlich ausge-
fallen. Vorangehende Verfassungen hatten auf je unterschiedliche
Weise als Orientierungshilfen gedient und in den Texten unverkenn-
bare Spuren hinterlassen. Zonale und territoriale Besonderheiten muß-
ten berücksichtigt, Kompromisse zwischen den Parteien gefunden und
die alliierten Vorgaben eingehalten werden. Die Militärregierungen ha-
ben den Prozeß der Verfassunggebung zwar initiiert und observiert,
wobei die Westmächte aber davon Abstand nahmen, ihre eigenen De-
mokratiemodelle zu oktroyieren. Die Deutschen debattierten und ent-
schieden weitgehend selbständig. Dreh- und Angelpunkt war die Aus-
einandersetzung mit den Fehlentwicklungen der eigenen Geschichte.
Aus dem Scheitern der ersten deutschen Republik sollten die Konse-
quenzen gezogen, und ein erneutes Abrutschen in die Diktatur sollte
verhindert werden. Die Weimarer Verfassung diente als Vor- und Ge-
genbild.

Alliierte Vorgaben
und deutsche
Entscheidungen
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Zu den wichtigsten Innovationen der Länderverfassungen gehör-
ten jene Regelungen, die auf eine Stabilisierung der parlamentarischen
Demokratie zielten. Alternative Konzepte, etwa die Einführung eines
Präsidialsystems nach amerikanischem oder einer direkten Demokratie
nach Schweizer Muster, vermochten sich nicht durchzusetzen. Die dua-
listische Struktur konkurrierender Führungsspitzen, einer vom Parla-
ment gewählten Regierung und eines vom Volk gewählten Staatspräsi-
denten, die als Konstruktionsfehler der Weimarer Verfassung galt,
wurde nicht mehr akzeptiert. Bereits die ersten Landtagswahlgesetze
von 1946/47 enthielten eine Fünf-Prozent-Sperrklausel, um eine Zer-
splitterung der Parteien in den Parlamenten zu verhindern und damit
die Bildung parlamentarischer Mehrheiten zu erleichtern. Es wurden
institutionelle Regelungen gesucht und angeboten, die unterbinden
sollten, daß negative Parlamentsmehrheiten sich zusammenfanden, um
eine Regierung zu stürzen, ohne dabei dem Zwang ausgesetzt zu sein,
eine neue zu bilden. Das konstruktive Mißtrauensvotum des Grundge-
setzes findet Vorläufer in verschiedenen Länderverfassungen, die aller-
dings noch nicht das Stürzen einer Regierung durch Neuwahlen kann-
ten. Auch der Gedanke der „wehrhaften Demokratie“ traf bereits da-
mals auf breite Zustimmung. Wer die Grundrechte und Freiheiten der
Verfassung zu untergraben trachtete, sollte sich nicht auf eben diese
Grundrechte und Freiheiten berufen dürfen. Gleichzeitig wurden
Grund- und Wirtschaftsrechte neu gefaßt, die Verfassungsgerichtsbar-
keit erweitert und in einen besonderen Rang erhoben. Auf dem Gebiet
der rechtsprechenden Gewalt sind besonders in den süddeutschen Ver-
fassungen zwei wesentliche Neuerungen hinzugekommen: die Über-
prüfung der Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen und die Verfassungs-
beschwerde.

Zur offenen Konfrontation zwischen pluralistischen und volksde-
mokratischen Verfassungsvorstellungen kam es in der Vier-Mächte-
Stadt Berlin. Hier hatten die Alliierten am 13. August 1946 zunächst
eine Vorläufige Verfassung oktroyiert, die erheblich vom Modell der
parlamentarischen Demokratie abwich. Erst nach dem Ende der Blok-
kade und der Verabschiedung des Grundgesetzes trat eine neue Berliner
Verfassung in Kraft, die allerdings nur noch in West-Berlin Gültigkeit
besaß. Der Status Berlins stand auch weiterhin unter dem Vorbehalt,
der sich aus der alliierten Zuständigkeit für Berlin und Deutschland als
Ganzes ergab und der eine volle Einbeziehung der Stadt als zwölftes
Bundesland nicht zuließ, obwohl West-Berlin faktisch weitgehend in
das politische, rechtliche und wirtschaftliche System der Bundesrepu-
blik integriert wurde.

Lehren aus Weimar

Sonderfall Berlin
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Äußerlich betrachtet nahm auch die sowjetische Besatzungszone
aktiv Anteil am Prozeß der föderativen Verfassunggebung. Bereits im
Juli 1945 wurden nach dem Befehl Nr. 5 der SMAD in der SBZ fünf
Landes- bzw. Provinzialverwaltungen für Brandenburg, Mecklenburg,
Sachsen-Anhalt, Sachsen und Thüringen gebildet, die schon am 22.Ok-
tober 1945 das Gesetzgebungsrecht erhielten. Das Zwischenspiel des
Föderalismus in der SBZ/DDR sollte jedoch nur von kurzer Dauer sein.
Durch das Volkskammergesetz vom 23. Juli 1952 wurden die Länder
und damit auch die Landtage bereits wieder aufgelöst. Für die plurali-
stisch-demokratische Neuordnung in Westdeutschland hat die Verfas-
sungsentwicklung in den Ländern der SBZ keine konstitutive Bedeu-
tung gewonnen. Wohl aber wirkte sie als abschreckendes Beispiel. Erst
im Prozeß der Wiedervereinigung 1990 sollte die frühere Ländergliede-
rung der SBZ eine unerwartete Aktualität gewinnen.

2. Die Reaktivierung der Parteienlandschaft

Wie die Konstituierung der Länder, so ging auch die Reaktivierung der
Parteienlandschaft der Gründung der Bundesrepublik voraus. Sie er-
folgte ebenfalls unter strikter Aufsicht der Besatzungsmächte, die bei
der Lizenzvergabe darauf achteten, daß neonazistische und restaurative
Tendenzen politisch nicht mehr wirksam werden konnten. Zunächst
ließ das von den Alliierten verhängte politische Betätigungsverbot
deutschen Initiativen wenig Raum. Spontan entstandene „Antifaschisti-
sche Komitees“ vermochten sich nicht zu behaupten. Ein großer Teil
der Bevölkerung verharrte in politischer Apathie. Das Feld des politi-
schen Neuanfangs blieb jenen Unbelasteten der älteren Generation
überlassen, die den Krieg überlebt hatten. Diese „ehemaligen Weima-
rer“ kamen aus der „inneren Emigration“, aus Verfolgung und Wider-
stand. Ihnen stand die Diktatur Hitlers und das Versagen der ersten
deutschen Demokratie vor Augen, deren Schicksal im zweiten Anlauf
vermieden werden sollte. In der SBZ nahmen die aus Rußland zurück-
kehrenden deutschen Kommunisten sofort eine zentrale Position ein,
während Emigranten in den Westzonen erst später an Einfluß gewan-
nen.

Die Neu- und Wiederbegründung der politischen Parteien ist
durch den heraufziehenden Konflikt zwischen den Alliierten beschleu-
nigt worden. Als erste gestattete die sowjetische Besatzungsmacht
schon im Juni 1945 die Gründung „antifaschistischer Parteien“ und Ge-
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werkschaften. Ihr Vorgehen setzte die Westmächte unter Zugzwang. In
kurzen Abständen folgten die Genehmigungen der Amerikaner, Briten
und Franzosen. Anders als in der SBZ, wurden die Parteien in den
Westzonen jedoch zunächst auf lokaler und regionaler Ebene gegrün-
det. Sie sind von dort erst später zu länder- und zonenübergreifenden
Organisationen zusammengewachsen. Das Vielparteiensystem von
Weimar fand nach dem Zweiten Weltkrieg keine Fortsetzung. Der de-
mokratische Neuanfang konzentrierte sich, begünstigt durch die Li-
zenzpolitik der Alliierten, auf wenige große Gruppierungen. Neben der
SPD und der KPD, die zunächst einen Vorsprung besaßen, da sie auf
alte Organisationsnetze zurückgreifen konnten, entstanden die inter-
konfessionellen Neugründungen der CDU und der bayerischen CSU.
Die Liberalen benötigten eine längere Zeit, bis es ihnen gelang, ihre re-
gional und programmatisch unterschiedlich ausgerichteten Strömungen
in einer Partei zu organisieren. Die ersten Bewährungsproben bestan-
den die vorerst in den Regionen und Ländern entstehenden Parteien bei
den Kommunal- und Landtagswahlen in den Jahren 1946/47, die zu-
gleich Aufschlüsse über ihre tatsächliche Stärke lieferten. Mit der
schrittweisen Übertragung von Zuständigkeiten an deutsche Institutio-
nen und mit der Erweiterung der politischen Selbstbestimmung fiel ih-
nen dann sowohl im Bereich der lokalen und regionalen Selbstverwal-
tung als auch in den Länderparlamenten eine Schlüsselrolle zu. Neben
den Amtsträgern nahmen Vertreter von Parteien verstärkt am Dialog
mit den Militärregierungen teil.

Die SPD war als älteste und konsequenteste Partei der Demokra-
tie in Deutschland davon ausgegangen, daß ihr nach der Katastrophe
des Dritten Reiches die politische Führung zufallen werde. Doch ge-
lang es ihr nicht, diesen Anspruch in die Wirklichkeit umzusetzen. Sie
hatte zwar zunächst einen „Selbstlauf der Wiedergründungen nach
Weimarer Muster“ (H. GREBING) erlebt, war dann aber durch die Span-
nungen zwischen den beiden Parteizentren in Hannover (Kurt Schuma-
cher) und Berlin (Otto Grotewohl) und die Zwangsfusion mit den Kom-
munisten in der SBZ früh in eine Zerreißprobe geraten. Mit Gründung
der SED im April 1946 verschwand die Sozialdemokratie aus dem po-
litischen Leben der SBZ und damit aus jenen Regionen und Städten, die
traditionell zu ihren Hochburgen zählten. Dies hat erheblich zu ihrem
Bedeutungsverlust beigetragen. In den Westzonen gelang es der SPD
trotz einzelner beachtlicher Integrationsleistungen nicht, über ihren tra-
ditionellen Wählerstamm in der Industriearbeiterschaft hinauszukom-
men, wie die Wahlergebnisse der Jahre 1946/47 belegen. Die Glaub-
würdigkeit ihres Programms litt darunter, daß sie, trotz eines strikt an-

SPD
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tisowjetischen Kurses, weiterhin marxistische Positionen vertrat und
prinzipiell marktwirtschaftliche Strategien für den ökonomischen Wie-
deraufbau ablehnte. Schumachers Vision eines souveränen sozialisti-
schen Deutschlands, das im Verbund mit anderen sozialistischen Staa-
ten Europas einen Verteidigungsblock gegen die sowjetische Expan-
sion bilden sollte, stand im Gegensatz zur Realität der schon früh er-
kennbaren Weststaatsentwicklung. Obwohl die SPD den Provisoriums-
charakter der entstehenden Bundesrepublik betonte, hat sie bei den Ver-
handlungen zum Grundgesetz entscheidend dazu beigetragen, die
Funktionsfähigkeit des neuen Staates, seine Wirtschafts-, Finanz- und
Rechtseinheit gegenüber forcierten Föderalisierungsbestrebungen zu
festigen. Sie setzte darauf, die politische Führung zu übernehmen. Daß
sie sich mit der Oppositionsrolle begnügen mußte, lag am unerwarteten
Wahlerfolg der CDU/CSU.

Anders als bei der SPD handelt es sich bei den Unionsparteien um
wirkliche Neugründungen. Sie beruhten erstmalig in der deutschen Par-
teiengeschichte auf dem Prinzip der Interkonfessionalität und entstan-
den vielerorts aus dem Zusammenschluß von Katholiken, Protestanten
und christlichen Gewerkschaftern, denen sich auch Liberale, Nationale
und Demokraten zugesellten, um nach den erschreckenden Erfahrun-
gen mit der NS-Diktatur in der gemeinsamen Besinnung auf christliche
Werte ein Fundament für den politischen Neuanfang zu finden. Die frü-
here Isolierung des politischen Katholizismus sollte ebenso vermieden
werden wie die Zersplitterung des Protestantismus. Der stärkste Impuls
ging dabei von ehemaligen Anhängern der Zentrumspartei aus.
Schwerpunkte gab es im rheinisch-westfälischen Bereich und in Berlin.
Die katholischen Bischöfe unterstützten den Unionsgedanken, der auch
eine positive Resonanz bei evangelischen Kirchenführern fand. Zu-
nächst mehr Honoratioren- als Volkspartei, blieb die CDU von lokalen
und regionalen Besonderheiten geprägt. Bis zum Jahre 1947 entstanden
in den vier Zonen 21 Landesverbände (bzw. -parteien), die sich erst
1950 (ohne die inzwischen zur Blockpartei gleichgeschaltete Ost-
CDU) zu einer Bundesorganisation zusammenschlossen.

In ihrer Anfangsphase war die CDU keine Adenauer-Partei, ob-
wohl der ehemalige Kölner Oberbürgermeister schon bald ihre wichtig-
ste Persönlichkeit wurde. Als Landesvorsitzender der CDU Rheinland
und Zonenvorsitzender seiner Partei wuchs er seit 1946/47 in eine
Schlüsselstellung hinein. Es gelang ihm, das anfängliche Organisa-
tionschaos zu beseitigen und bei den ersten Landtagswahlen von Nord-
rhein-Westfalen im April 1947 mit 37,6 Prozent der Stimmen auf An-
hieb einen überwältigenden Erfolg zu erringen, während die SPD nur
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32 Prozent erreichte. Schließlich vermochte er als Präsident des Parla-
mentarischen Rates seine Führungsstellung auszubauen. Den größten
Teil ihrer Anhänger bezog die CDU aus den katholischen Regionen,
obwohl die Zentrumspartei keineswegs überall verschwunden war. Ihre
Wählerschaft stammte aus dem gehobenen und kleinen Mittelstand,
während die Arbeiterschaft unterrepräsentiert blieb. Dennoch besaß der
soziale Flügel der Partei starke Bedeutung, die sich auch im „Ahlener
Programm“ von 1947 niederschlug, das eine Mischung aus Elementen
der katholischen Soziallehre, des Sozialismus und der Marktwirtschaft
darstellte. Erst im Jahre 1949 legte die CDU in den „Düsseldorfer Leit-
sätzen“ ein eindeutiges Bekenntnis zur „sozialen Marktwirtschaft“ ab,
nachdem sie bereits im Wirtschaftsrat der Bizone den neo-liberalen
Kurs Ludwig Erhards mitgetragen hatte, der von der amerikanischen
Besatzungsmacht favorisiert wurde.

Auch die bayerische CSU war nach dem Kriege als Teil der inter-
konfessionellen Sammlungsbewegung entstanden. Zwischen 1946 und
1950 mit der CDU in einer Arbeitsgemeinschaft verbunden, schien es
bis zum Jahre 1950 durchaus möglich, daß sie in einer Gesamtpartei
aufgehen könnte, die auch Bayern umfaßte. Doch gab es schon in der
Gründungsphase eine Reihe von Besonderheiten, die sie von der größe-
ren Schwesterpartei unterschieden und die einen eigenen Weg vor-
zeichneten. Die „politisch-strategische Doppelaufgabe“ (A. MINTZEL)
der CSU bestand darin, das fränkisch-protestantische Nordbayern (ein-
schließlich der städtischen und industriellen Bezirke) für sich zu ge-
winnen, ohne das bäuerlich-katholische Altbayern zu verlieren. Dies
gelang ihr nur unter größten Schwierigkeiten. Persönliche Gegensätze
und schwer vereinbare Konzeptionen führten zu einem mit großer Hef-
tigkeit ausgetragenen „Bruderzwist“. Die katholisch-altbayerische
Gruppierung um Alois Hundhammer und Fritz Schäffer setzte dabei
auf die Selbständigkeit des jungen Freistaats und auf eine interne Ab-
grenzung im altbayerischen Sinne, während die fränkisch-„reichstreue“
Formation um den Parteivorsitzenden Josef Müller dafür eintrat, die
bayerischen Konflikt- und Spannungsbereiche durch eine interkonfes-
sionelle, die landsmannschaftlichen und sozialen Gegensätze ausglei-
chende Politik zu überwinden. Trotz der innerparteilichen Auseinan-
dersetzungen konnte die CSU bei den ersten Landtagswahlen im De-
zember 1946 mit 52,3 Prozent einen sensationellen Sieg erringen. Aber
es gelang ihr nicht, die innerparteilichen Flügel miteinander zu versöh-
nen. Davon profitierte die 1948 gegründete Bayernpartei, deren Erfolge
die Wählerschaft der CSU bei den ersten Bundestagswahlen auf 30
Prozent (bezogen auf Bayern) schrumpfen ließen. So konnte der Frei-
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staat Bayern in der Gründungsphase der Bundesrepublik sein politi-
sches Gewicht nicht in dem Maße zur Geltung bringen, wie es der na-
türliche Vorsprung des einzigen in seiner historischen Gestalt erhalten
gebliebenen Bundeslandes hätte erwarten lassen.

Die einzige politische Formation, die sich neben den Sozial- und
den Christdemokraten auf Dauer zu behaupten vermochte, war der Li-
beralismus. Sein Wiederaufleben war aber keineswegs selbstverständ-
lich. Viele ehemalige Liberale hatten bei der CDU bzw. der SPD eine
neue politische Heimat gefunden. Traditionell in einen demokratischen
und nationalen, in einen linken und rechten Flügel gespalten, dauerte es
mehrere Jahre, bis die Entstehung einer einheitlichen Partei zum Ab-
schluß kam. Spontanen Gründungszirkeln waren lokale und regionale
Parteizulassungen gefolgt, bis schließlich die Bildung von Landesver-
bänden gelang. Die anfängliche Namensvielfalt belegt die Heterogeni-
tät dieser Prozesse. Integrierend für den Liberalismus wirkte seine anti-
sozialdemokratische und antiklerikale Einstellung. Die strikte Beto-
nung der individuellen Freiheit in der Wirtschafts- und Sozialpolitik
blieb für ihn ebenso kennzeichnend wie die Abwehr konfessionell ori-
entierter Politik im Kultur- und Schulsektor. Ihren Anhang fanden die
Liberalen im mittelständischen Bereich. Die eigentliche Hochburg des
Liberalismus lag in Südwestdeutschland, wo er sich besonders auf den
Kleinhandel und das Handwerk stützen konnte. Hier gelang es der
DVP, bei den ersten Landtagswahlen in Württemberg-Baden (Novem-
ber 1946) einen Stimmenanteil von 19,5 Prozent zu erreichen und mit
Reinhold Maier den ersten Ministerpräsidenten zu stellen. In der SBZ
hatte die LDP mit der „Berliner Reichsstelle“ unter Wilhelm Külz einen
ausgesprochenen Frühstart. Obwohl sie bei den Kreis- und Landtags-
wahlen vom Oktober 1946 erstaunliche Erfolge verbuchen konnte und
in Sachsen sogar mit Friedrich Hübener den ersten Ministerpräsidenten
stellte, gelang es der LDP nicht, auf die Westzonen auszustrahlen. Dem
Versuch, im März 1947 eine gesamtdeutsche Partei zu gründen, war nur
ein kurzer Erfolg beschieden. Als die Liberalen der SBZ immer stärke-
ren Pressionen von SED und SMAD ausgesetzt waren, denen sich ein
Teil von ihnen durch Flucht in den Westen entzog, verkümmerte die
dortige Restpartei zu einem Anhängsel der SED. Der Bruch mit der
LDP (Ost) gab zugleich das Signal für die Gründung der FDP, die im
Dezember 1948 in Heppenheim Theodor Heuss zu ihrem Vorsitzenden
wählte.

Anders als in der SBZ nahm die kommunistische Partei in den
Westzonen nur eine untergeordnete Rolle ein, obwohl sie auch von den
westlichen Besatzungsmächten zunächst als „antifaschistisch-demo-
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